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sieg der Freiheit?

2um Scheitern des deutschen Antidiskriminierungsgesetzet

Maria wersig

Am 8. Juli 2005 hatderBundevaldasAntidiskiminierungsgeserz (ADG) der rocerü-
nen Bundesregierung an den Vemnllungsauschuss veviesen.' Damit wurde trclz
VerabschiedunS durch den Bundestag an 17. Juni 2005 , fnktisch das Inkaftlreten des
cesetres vor den Neuwahl€n im Seprember verhinden- DasAnlidiskiminierungsge'
selz ist zwd kein ZustimmungsgeseD. dns Vermittlungsverfahren katr aber vor der
Wahl am I 8. September 2005 nicht mehr rcchiz€iti8 durchSefijhß werden. Denn nach
einen AndeNnssvoßchlag des V€mittlungsausschuss€s muss der Bundestag emeut
beschließ€n. Aufgrund d€s Gdndsatzes der Diskontinuitet ist in diesem Fall das Ge-
serzgebunSsverfahren mit Ablauf der Legislaturpenode beendet, der Entwurf müsste
dann€meut inden Bundestag eingebrachl werden- Dmit isl eines der öffentlich um-
slrirtensren Regelungsvorhaben der vergangenen Jähre gescheiten. Dieser Beit.ag
skizzien die wichligsren Punkte der eu.opdechtlichen Umsekungsvorgaben des in
Jahre 2005 diskurierten Geselzentwrirfes undderdamitlerbundenen politischen Kon-

Europarechtlicher Umsetzungibedarf

Vier neue EU Arlidiskriminierungsrichtlini€n etreilem den Schutzrahmen des eu-
rcpäischen Rechts aufall€ derzeir gesellschaftlich relevanl€n Diskiminierungsgründe.
Die so genmt€ Antirasskmus-Richtlinie (RL 2000/43/EC) erstreckt den Diskiminie-
rungsschutz auf die Bereiche ethnische H€rkunff und ,3as$"3. Die so genannt€ Rah_
metrichtlinie Besch:iftisuns GL 2000r8/EG) six fijr die Kategorien ReliSion, Welt-
eschauung, Behind€rung, Alter und sexuelle O.ientierung und eNtreckt ihr€n Schutz
auf die BeEiche Beschäftigung und Berut Um auch DiskirninierunSsshutz wegen
des Geschle.ht! dem neuen erueitene. Schulzmhmen mzupassn, wurde mii .ler so

senmten Anderunssrichtlinie Geschlecht (RL 2002t3lEG) d'e bishe.ise Anridiski-
ninierunSsrichtlinie Geschlechl (RL 76207,€wG) inhalllich eMeien und neu erlas-
se'. Die jtinsste so B€nmte Uniso(-Richdinie (RI" 2004/l I 3,€G) soll die Cleichbe-
handtuna von Fmuen und M?imem beim Zugmg zu und der Versorgung mit Giltem
urd Di€nstl€istungen sichem. Ußprürglich sollEn dann Unis€x-Tdif€ in der Prival-
veßicherun8 in auen MitSli€dstalen Realitäl we.den. Nach zähem Wideßtand - vor
allem Deutschlands - ist die b€schlossene Regelung allenfalls eia e6ter Sckitt in die-
se Richtung (weil di€ Ditrercnzierung nach Geschlechl im Bereich der Privarveßiche-
rung zulässig bleibr, solanSe sie veßicherungsmathematisch b€gründet werden km). 1
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Der Schutzb€reich gegen DisknminierunS€n aus Gründen der ,.Rase" oder elhni_

schen Herkunfi und des Geschlechls ist weilerals bisher in europäisch€n Recht üblich
- er eßrrcckr sich auch auf die Veßo.8Dng mil Cütem und Dienstleistungen also auch

den Bereich privaler verträge (zum B€ispiel wohnruummiete). Eit $lches Einwirken

von AnridiskiminieDng$echt in das private Vetuagsrecht wr in Deutschland bisher

nichr ausdrücklich vo.gesehen und bildet den Kem der Kitik. Bezüglich aller Diskri_

minierungsgründe sollen verb€ssene Durchslzungsmechanismen gelten: Verbands-

b€reiligung bei Klagen, sozialer DialoS. Dialog mit NCos- Hinzu kommt eine Be-

weislasrerleichterung tur die von Diskriminierutgen Betrotrenen- Antiralsismur-

Richtlinie und die Anderungsrichdinie Geschlechts€hen die Einrichrung einer unab-

h:ingigen Stelle zur Ve irklichung der Gleichbehodlung Yor. Dadü.ch würden neue

Aheurc- die unabh:ingigen Stellen - auch fomelldie politische Bühne betrcten

Es gab mehrere Anläufe in Deutschland, dieAtlidiskrimi.ierung$Ricbtlinien umzu

seuen. Ein erster Geserzeniwutf scheibne bereits 200 L Im Mni ?0O4 wurde ein inof-
fizieller Referentenentvurf bekannl, m l6.l2.20Ol wurde schließlich ein (im we

sentlichen ddauf basierender) Entwurf von den AbSeordneten der Koalilionsfraktio-
nen in den Bundestag eingebracht (BTDi l5/4538). D€r Geselzent*üf ging in einem

Punkl über die Vorgaben der Antidiskitninierungs.ichtlinien hitaus: Der Disknmi-
nierungsschurz im Bereich der privaten Verträ8e wurde flr dlle Diskriminierungska-
tegorjen auf den Bereich von ,,Massngeschäften 

'5 ünd Privatveßicherungen eF
slreckt. Der Schulz gegen rassislische oder aus Gründen der elhnischen Herkunff eF

folgende Diskiminierung *ün@hweit€rundersGckte sich auch aDf GeschäfG, die
keine Masseng€schäfte sind- Auch die unabhüngige Antidiskininierungssrelle .les
Bundes sollte für alle Diskriminierungen zuständi8 sein. Darüber hinaus war unter
den Sanktionen für diskiminierendes Verhalten auch eit Konralierungszwdg
(micht zum Vedragsabschlusg enthalbn. wenn er obne die DiskriDinierung erfolgt

Freiheil vs. Gleichheit?

Die Bemilhungen umeine Umsetzung der Richtlinien wurden von geselhchaftlichen
und politi$hen Akleuren. sowie von Wissenschaftlerlnnet kontroveß diskut€ Das
ist nichr übermschend, hmd€lt €s sich doch um die z€ntrale Frage, wie das Verhältnis
von Freiheit, Gleichhen und individueuer Würde in der gesellschanlichen Wirklich-
keit ausseh€o soll. Aüch medienpolitisch erfubr dls Thema ein breites Echo wob€i
üb€Miegend die Argumente der Kridkerlnnen aDfgesnffen würdcn. die häufiSst€n
Slichworte w@n: Angriff aui die Veirlgsfreihen, ÜberegulierunS und Bürokati-
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Zunächsr beto.ten alle BeieiliSlen, dass Disktirninierung in unsercr Oesellschaft un_
erwünscht sei und auch b€kümpft werden müse. Trotzdem hat sich sehr schnell ean
brcites Feld der GeSnerlnnen fomiert vertreterlnnen der wirtschaft. CDU/CSU,
FDPab€.auch ausWissenschaft undJustiz hab€n die deutschen UmsetzunSsversuche
als ein€n unnötigen Dnd nichi zu rechfenigenden Eingnff in die Frcih€itsrechrc abge
lehnr. Welche Freiheit ist hiert'€i gemeint? Das Recht d€s selbstbesdmmren lndivid'r-
ums. Venräge zu schließen mn wem (undwem nicho es möchte: die PrivalaulonomE,
di€ im Grundgesek vonAn.2Abs. I GG geschüizl wird. Noch grundsätzlicher wur-
de in diesem Zusmmenhmg bemängelt, dass hier Eingritre in privates Denken utd
Handeln zum Zweck der Durchsetzung staadicher Moralitäßerwänungen staltfünden.
v€rsleichbar nur mit der ,,Tusendrepubtik derJakobiner" (Säcker 2002,287), so ü'
gumentiene €in Berliner Rechtsprofesso., der grcßen Anklang fand und oft zi$en

De. Einwand des drohenden Tugendstaares ist echlstaadich betrachter ein schwercr
vovurf, aber bei sinnvoller Ausgestaltung der Regelungen unbegründet: Diskrimi
nierungsschLrtz knüpft keine Rechtsfolgen an Cesinnung, sondem an Hmdlungsfol-
gen (Bae. 2002, 296). Wmm nun soviel Aufregung um die Privarautonomie? Dahin'
rer stehl ein bü.gerlichiibenler Freihensbeg.iff, dersit längem die deursche verias-
sungsinterprclalion prägl: die Voßtellung. dass der MükI selbstbestimmter Individu
en ohne staadiche Eingritre am besren und gerecht€sten tiinktio.ien- Unddas Freiheit
die Veneidigung privaP. Gestaltungsspiehäume bedeulet. Deshalb sind Freiheits
rechte in der Gnndrechtsinte.prelarion in erster Linie ,.Abwehrechre" Segen stäatla
che BevormuDdung. Nichr zuletzt aus feministischer Perspektive isl diese Autrassung
kririkwürdi8- Denn es stellt sichdie Frage n&h dem Geschlechr des Rechtssubjekts,
dessenFrciheites sovehement zu veneidigen gih und rach rler Bedeutung und Reich_
weite des ,,privaten Raums". in dem es (beziehungsweise e, diese Freiheit ausüb€n
soll. Aber auch.iens€its der Ka(egorie Geschlecht ist auch die deußche VerfssunSe
gerichtsbdkeit inzwischen de. Meinung. dass die Enlfallu.g von Frciheit im Maikt
nu. zwischen eleich .,starken Subjekten mö8lich ist (wre 2m5, 3). Auf dieser E.-
ketrtnis basiert unt€r odercm dd Verbraucheßchutz- und auch das AJbeitsrechl. Die
Einbeziehung von Schutz geg€n Disknmini€run8 isi nurder nächste Schntt zur Ge-
wähtl€istung tatsächlicher Frciheit.

R€chtswirkungen

Zu di€sen grundsätzlichen Bedenken karnen Prognosen unevünschter Rechtswirkun-

8en. Am prcminenre$en wden Wmu8en vor einer zu eButenden ,,Kla8efluf'. D€n
vor*urf, möglicherweise die gevüns.hte wirlung zu €zielen, km einem Gesetz'
enlwurf kaum übezeugend gemachl w€rden. Das war aber aüch nicht de. Fall: Die
,,Klagefluf' würde nichr von Diskiiminierungsopfem verußacht, sondem von clever-
en Nicht-Diskriminienen und ihren glücklichen Anwählnnen. D€m durch die Bewei'
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sedeicbterung (in der Prese oit Beweislaslumkehr genanno würde sich auch ein
rechtstreuer Vemieter/Arbeitgeb€/Taxifahrer kaDm vom VoNurf der Diskriminie-
runSreinwaschen können. Dies seinurdDrchdie DokurnentadonnllerEntscheidungen
zu leisten und würde der ohnehin gebeuklten deutschen Winschafi den Gtadensloß
veßerzen. Die befürchtete Klageflur wurde von seiten der Koahion zu Recht mn dem
Hinweis auf bereits bestehendes Antidiskiiminierungsechr im Arbeirvechr (wo seil
20 Jahren kaum Klagen zu verzeichnen sind) dgezweifelt. Ob der CeseizenMurf ef-
feklivercn Schutz gege. Diskiminierung geboten hälte. sou hier otren bleitrn.

K€ine Di5kriminierung in Deutschland?

Den skizzierten heftigen wideßränden wurde von Seiten der Regierungsiraltionen
venig ertgeSengeselzl. Einerder Gründe dnfür i$ sicher, dass das Geselz innerhalb
derKoahion (besondeß der SPD) viele GeSnerlnnen hatte. Das GeseE wurde kaum
mir Diskriminierung b€gründet. sondem mit dem Hinweis aufdie Notweni8keil, EU-
Recht umzusetzen. Umfassende Wi.kungen (wie eine Zunahne an Rechtssrenen)
wurden bezweifelt, slatdessen surde die SignalwirkDne des Ceseues betonl. Es slel-
le einen Beitrag zur SchatrurS einer,,Kultur der Anlidiskriminierung ' dar. Die Not
wendigkeir dieser Signalwirkung isl allerdings ohne offensive Bezugnahme auf
tatsächliche DiskrininierunSen de.zu schützenden Peßonengruppen schqer zu leSi-
timieren. Zugegeben:Es gibtzu*enig empirische Forshungsrgebnisse über die Me-
chanismen von Disknminierunger im Bercich der privaten venr:ige und des Er
werbslebens (Bielefeldl/FollmaFOtto 2005.9). T.orzdem 8ib1es viele Erfannngsbe-
richt€ (2.8. Menschen im RollstDhl, die vor Taxis nicht miEenommen werden, Per
sonen, die weeen ihrer Hautfarbe od€r Herkunfl keine WohnunS nnd€n oder Fraüen,
die segen tatsächlichen oder ddzipierten Kindem nicht eingestellr oder b€förden
werden), auf die Bezug genommen werden tann. Die Chece, eine Kultur der Anti
diskiminierung durch die ötrendiche Thematisierung allüiglicherDiskriminierunsen
zu srifken. wDrde aber leider nicht genutzt.

1:1 Umsetzung nach Regierungswechsel

Im ,ßesierunsspmsrmm der CDU/CSU ist berens zu lesen, dds in Falle ihres
wahlsieg€s eine I : I Unsetzung der Richtlinien mgestrebt wird (CDU/CSU 2005.
I I ), um ,.einseiiige Belastungen der Wettb€w€rbsfijhigkeit de. d€utschen Wirtschafi"
zu verhindem. Was da! im Deuil bedeulen würde, km hier nicht prognostiziert wer-
den. Zu e*ane. ist allerdings zumindest die Auf€chle.haltung d€r ve6chiedenen
Schutzniveaus der Richdinien: also da Diskimini€rungsverbot auch im Bercich pn-
vare. Venräge nu. wegen der Kategorien Rasse, Ethrie und Gesl echt. Auch dieAtti
diskiminierungssEue ist nach den Richdinien nur einzüichten für Diskiminierun-

8en aus diesn Cründen. Ein Anspruch auf Venragsabschluss (Kontr.hierungs-I
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z*mg), wie ihn der rot-grüne Ent*urf für bestimnE Fälle voßai isi durch die Richc

linien auch nicht zwingend vorgegehen. es müssen nach den Richdinien lediglich ab-

schreckende und wirksame Smktionen vorgesehen serden Die kontEle Umsetzung

diesr Sanklionen obliegt den MitgliedsteEn. Ob eine..ligha Umsetzung der Anti

disknminierungsrichtlinien lerfa$ungsrechtlich zulässig w:irc. kann allerdings auch

bezseifelr werden. Denn aDch das Gdndgesetz kennt Diskriminierungsverbote u'd

einen all8eneinen Gleichheitssatz in An. 3 GG Deshalb kömen einfachgesetzlich

nur b€stimmte. ausgewähle Diskiminierungslerbole und daran anrnüpfende Smk'

tionennichlohne gewichtige Gründe für ein unteßchiedliches Schurzniveäu Sercgelt

2 Forokoll der 2 ünd 3. Lesung: Pl.Pr l5l182.S 172018-l721lC.
3 Die Ricbrlinie spnchr voo ß;e . obwohl es eis.n.lich un Rissßmus gehr' In d.n E :ieu'gy

gdrd.r 5 und 6 d.r Anri6sismusn.hdinie serdc. deshalb ausdrncklich Tieorien zDDckAewre'
r.n welche di. Exisr.nznen$hltch.rRdenbelesen woll.n

.l Di. Ricirlini.n sind mnUnserzunesin$envc&heh: die Fnifiidi.Aninsismustuchrlinie ist
an 19.7.2003. die für die Rahmeüichrli.i. Be$häftiCm8 d I 12.2001 auelaut'n (ausE nom'
d.n Alrßdiskininr.rung. li.r is dE Frisr det 2 l2 2()lX). Di. curcpäische Komßsion har d
l9 7.1004 dbvedßss!eder/Lnsrerlihftn gesen Druh.hldd -eg.n \ichrum'uungde' Anr'
r .$ rmur  R 'ch ' l rnF ; rnEe ler . r . r l . reu 'oP lF !n .Cen\hhho l  iEuCH'hd 'n ' rnemUf t i l vom 23
ao, . : rJOt te ree{ . l l r .d ;sDcur !h ldd{e !e tu rg \ * rongn i  l - r  ß lh t^ r rg  umg. ' .u r  hcr  N(h
erirer.mcuren inss'a.e rm dr Komßion m rall.der \r.hr'm'etunsem'ur Klr8"F
heh.n rad ::3 EC\,unoder frCH strdfanlLnß.n fe'ßeven

5 Dies si;d ceehälie, dic rypisch.oei* obnt Ansehen det Peßon zu veqleichben BÖdingunSeh
ir .iner vielznhl von Füllen zuimde komnen
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